
Prussen ... Bodenrecht ... Staatsform ... römisches Recht nichtig ... die Goldfransen an den Flaggen sind weg ... Konkurs, Abgewickelt, USA pleite ... und nun?

Mit den Bereinigungsgesetzen haben die Besatzungsmächte zudem das Besatzungsrecht erneut in Kraft gesetzt, weshalb die Tätigkeit von Notaren und Richtern einer besonderen Genehmigung durch den SHAEF-Gesetzgeber (USA) bedarf, ansonsten wirken sie illegal.
Damit dürfte auch jedem klar sein, daß man im Besatzungsgebiet keinerlei Eigentumsrechte wie beispielsweise an einer Immobilie haben kann, da kein Notar im Besatzungsgebiet berechtigt ist, als solcher tätig zu werden.

Netz Fund: Eine mögliche Erklärung ist, daß der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) (http://de.wikipedia.org/wiki/Europ%C3%A4ischer_Gerichtshof_f%C3%BCr_Menschenrechte) im Jahre 2006 klar festgestellt hat, daß die BRD kein Staat ist, und daß im BRD-System grundlegend gegen die Art. 6 (http://dejure.org/gesetze/MRK/6.html) und Art. 13 (http://dejure.org/gesetze/MRK/13.html) der Menschenrechtskonvention (http://dejure.org/gesetze/MRK) verstoßen wird. 
Insbesondere wurde festgestellt, daß ein wirksames Rechtsmittel gegen Rechtsmissbrauch und Billigkeitsrecht für die Einhaltung des Rechtes auf ein rechtsstaatliches Verfahren in der BRD nicht gegeben ist.
Somit hätte jeder, der im "BRD"-System einen Prozess verloren hat, die Möglichkeit gehabt, vor alliierten Gerichten (beispielsweise in den USA, Großbritannien oder Frankreich) direkt auf Schadenersatz zu klagen. 
Die Steuerzahler dieser Länder hätten dann automatisch die Haftung übernehmen müssen.
Eine solche Klage würde vor den Gerichten der Alliierten automatisch gewonnen werden, da ja die Rechtsgrundlage vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in besagten Urteil des EGMR bereits festgestellt worden ist.
Es hätte dann nur noch um die Höhe der Entschädigung verhandelt werden können, nicht jedoch mehr um den grundlegenden Anspruch.
Damit die Alliierten sich dieser Haftung entziehen können, haben Sie die Bereinigungsgesetze verfügt. Allgemein gesagt, haben die Alliierten dem Konstrukt "BRD" sämtliche Gesetze entzogen, die im weitesten Sinne hoheitliche Befugnisse verkörperten.
Auch aus diesem Grunde ist die "BRD" heute nach den verbliebenen, rechtlichen Bestimmungen zu keinerlei Zwangsmaßnahmen gegenüber den "BRD"-Personalangehörigen mehr befugt!!
Sämtliche Interaktionen mit dem BRD-System beruhen daher ausschließlich auf Freiwilligkeit oder auf Täuschung – ganz, wie man es sehen will.
Diese Kuriosität zeigt sich beispielsweise im sogenannten "Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG)": (http://dejure.org/gesetze/OWiG)
Insbesondere gemäß §5 des sogenannten "Ordnungswidrigkeitengesetzes" (http://dejure.org/gesetze/OWiG/5.html) können
Zitat:
"…..nur Ordnungswidrigkeiten geahndet werden, die im räumlichen Geltungsbereich dieses Gesetzes oder außerhalb dieses Geltungsbereichs auf einem Schiff oder in einem Luftfahrzeug begangen werden, das berechtigt ist, die Bundesflagge oder das Staatszugehörigkeitszeichen der Bundesrepublik Deutschland zu führen".
(vgl.: Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) neugefaßt  durch B. v. 19.02.1987 BGBl. I S. 602; zuletzt geändert durch Artikel 2 G. v. 29.07.2009 BGBl. I S. 2353; Geltung ab 01.01.1975)
Nachdem das Einführungsgesetz zum sogenannten "Ordnungswidrigkeitengesetz" durch das sogenannte "Zweite Gesetz über die Bereinigung von Bundesrecht im Zuständigkeitsbereich des Bundesministeriums der Justiz“ ("2. BMJBBG“) vom 23.11.2007, Art. 57 aufgehoben worden ist,
(siehe G. v. 23.11.2007 BGBl. I S. 2614 (Nr. 59); zuletzt geändert durch Artikel 2 G. v. 05.12.2008 BGBl. I S. 2346; Geltung ab 30.11.2007)
ist ein räumlicher Geltungsbereich dieses sogenannten "Ordnungswidrigkeitengesetzes" nunmehr weder im sogenannten "Ordnungswidrigkeitengesetz", noch anderenorts definiert.
Insbesondere ist auch im Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland  (http://dejure.org/gesetze/GG)keine Definition eines territorialen Geltungsbereiches gegeben (eine Präambel ist niemals Bestandteil eines Gesetzes – niemand wurde jemals nach einer Präambel verurteilt oder freigesprochen!).
Dies bedeutet, daß auch nach den Regeln der "BRD" die Verhängung von Bußgeldern oder ähnlichem aufgrund von "Ordnungswidrigkeiten" ohne jede Rechtsgrundlage erfolgt.
Aber auch die Gültigkeit des "Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG)" (http://dejure.org/gesetze/GVG), der "Zivilprozessordnung (ZPO)" (http://dejure.org/gesetze/ZPO), der "Strafprozessordnung (StPO)" (http://dejure.org/gesetze/StPO) etc. ist mit den Bereinigungsgesetzen beendet worden.
Am besten, Sie recherchieren selbst, dann werden Sie auch feststellen, daß es für die Erhebung von Steuern im "BRD"-System keine Rechtsgrundlage gibt. Die Steuerzahlungspflicht wurde vielmehr bei der Verabschiedung des Grundgesetzes „stillschweigend unterstellt“ – so die BRD-Behörden.
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🧩 Das gesamtdeutsche Dach (https://youtu.be/5CrWvawPV0w) 🧩
Das deutsche Volke von Deutschland
und das deutsche Volk von DEUTSCHLAND

▫️Die Angehörigen . . . 
. . . von Deutschland mit CIC (https://www.vatican.va/archive/cod-iuris-canonici/cic_index_ge.html) (DDR, Berlin-Mitte, UN-Mitglied 133) sind die Berufsrichter (https://www.drb.de/newsroom/presse-mediencenter/nachrichten-auf-einen-blick/nachricht/news/handbuch-der-justiz-in-neuauflage) als das deutsche Volke => Staatsgewalt (https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_20.html) => GG 116 (1) (https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_116.html). Der Geschäftsführer ist der Außenminister.

. . . von DEUTSCHLAND mit CIC (https://www.vatican.va/archive/cod-iuris-canonici/cic_index_ge.html) (UN-Feindstaat, Nazi-Deutschland) sind inländische juristische Personen (https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_19.html) als Schuldner => DEF (https://de.wikipedia.org/wiki/Disarmed_Enemy_Forces) => das deutsche Volk => GG 116 (1) (https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_116.html). Der Geschäftsführer ist der Innenminister des Freistaates Bayern.

. . . von  D e u t s c h l a n d  (Völkerrechtssubjekt) sind die natürlichen Personen nach BGB § 1 (https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__1.html) als gesetzliche Vertreter für juristische Personen.

. . . der Bundesrepublik mit BGB (https://www.gesetze-im-internet.de/bgb/__1.html) (Deutsches Reich 1871, Kennzeichen D) sind der Kanzler als Geschäftsführer und der Gesundheitsminister => GG 116 (1) (https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_116.html). 

. . . der Bundesrepublik Deutschland mit Verfassung (Deutsches Reich 1919 (https://www.gesetze-im-internet.de/wrv/BJNR013830919.html) 🇩🇪WR-Haus Reuß (https://de.wikipedia.org/wiki/Haus_Reu%C3%9F))
sind die anderen Minister, Bundestags- 
und Landtagsabgeordnete/Bundesratsmitglieder
als Auftragnehmer sowie die gemeldeten Einwohner (juristische Personen) im Melderegister (Wahlregister) als Auftraggeber => GG 116 (1) (https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_116.html). Geschäftsführer ist der Verteidigungsminister.

. . . der BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND mit GRUNDGESETZ sind die herausgegebenen juristischen Personen (https://www.lightrebels.net/images/ausweisPASS.jpg) => Ausweis; Pass => GG 116 (1) oder GG 116 (2) Satz 2 (https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_116.html).

. . . der deutschen Länder (wirtschaftsfreie Zone)
B u n d e s r e p u b l i k  D e u t s c h l a n d  sind die Anwohner als nicht-ausgebürgerte frühere deutsche Staatsangehörige mit der Staatsangehörigkeit Landesangehörigkeit => GG 116 (2) Satz 2 (https://www.gesetze-im-internet.de/gg/art_116.html).  
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Die Obligationsverwaltung .Germany" unterliegt somit den Rechten und den Bestimmungen der US-
Steuerbehdrde .Internal Revenue Service (IRS)";

18 United States Code (USC) § 7, 3.
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Steuerpflicht in der BRD

von Harald Beck

Es gibt Keine Steuerpflicht fur den Burger der BRD nach dem Grundgesetz und damit
gib es auch keinen Rechisgrund, willkirlich ohne jeden Rechtsgrund Birger zu
belistigen oder mit Beschwer, von Mitarbeitern auerordentichen ,Finanzbehdrden”,
Uberziehen zu lassen.

Um die Rechtslage und den Rechtsmissbrauch und die Rechisbeugung der BRD-Behordan
ohne Rechisgrundlage zu verdeutichen, wird nachfolgend und selbstuberprufbar (mit
Angaben von Rechisquellen) folgende Argumentation aulgebaut, die bisher nicht widerlegt
wurde. Es ist eine offenkundige Tatsache, dass

1. fir dle Bundesrepublik Deutschland die Haager Landkriegsordnung verbindlich gilt;

2. die Einflihrung des Grundgesetzes fir die Bundesrepublik Deutsohland durch
Besatzungsmacht, mit ausgeubtem Besalzungsvorbenalt, erzwungen wurde und eine
Volksabstimmung zum Grundgesetz niemals beabsichtigt war, noch stattgefunden hat
5. GG Art. 146;

3. in der Bundesrepublik Deutschiand weiterhin Besatzungsrecht gilt, Besatzungsmachte
n exterritorial von der Bundesrepublik getrennten, besetzten Reichsgebleten
Militarbasen auberhalb des Bundesrechts sitzen und die Bundesrepublik Deutschland

nicht souveran ist

4. die Bundesrepublik Deutschland nicht das Deutsche Reich st und jemals seln konnte -
U 3. wegen der 2-Stasten-Theorie;

5 fir das Deutsche Reich immer nach, als valkerrechlskonformes Geselz, der § 80
RSGE vom 1. August 1944 gilt

Wer es unternimmt, mit Gewalt oder Drohung mit Gewalt das Reichsgebiet ganz
teilweise einem fremden Staat einzuverleiben oder ein zum Reich gehrendes Gel
vom Reich loszureiBen, wird mit dem Tod bestraft.

Ebenso wird mit dem Tod bestralt, wer es unternimm, mit Gewalt oder Drohung my
Gewalt die Verfassung des Reichs zu dndern

6. Reichsgesetze nach der Haager Landkriegsordnung weder durch die Bundesrepublik
Deatschland noch durch sonstige Besatzungsstrukiuren beseitigt werden konnen od
konnten

7. der vorsatzliche VerstoR gegen Reichsgesetze Hochverrat ist

B kein Staatsangehériger des Deulschen Reiches mil unmiltelbarer Reichsangehdrigkeit
selbst nach der Haager Landkriegsordnung verpflichtet werden darf, Hochverrat geger
das Deutsche Reich oder Hochverrater zu unterstutzen oder billigend in Kauf nehm

2u mussen, 5. GG Art. 25,

9 nach vielfacher Entscheidung des BVerfG, so zum Beispiel 1 BYR 568/04 vom 27. Juli
2005, der folgende Leitsatz gilt

Fuhrt die Anderung eines Gesetzes zu neven Grundrechtssinschrankungen, ist das
betroffene Grundrecht im Anderungsgesetz auch dann gemal Art. 19 Abs. 1 Satz 2

GG 2u benennen, wenn das gednderte Gesel? bereits eine Zitiervorschrift im Sinne
dieser Bestimmung enthilt

“‘v\;nn'm ichi et welche gegen die i erster Linke unabdingbare Kiatheit
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und Nachprifbarkelt ihres raumlichen Geltungsbereiches versti;

1. Gas Grundgesets keine S(euerdefimiion und konkret, klar keine Steverpflichtige
benennt und insoweit auch keine Einschrankung des GG Art. 14 durch Zitierpfiicht

" & e,

Freund*innen Posteingang





